
Entweder-Oder-Karte spielt.

Nach der Entscheidung über

die Beteiligung deutscher Sol-

daten am Afghanistan-Krieg

stellt er jetzt seine Parteigenos-

sen vor die Vertrauensfrage.

»Der Parteitag wird nur über

Ja oder Nein abstimmen«,droh-

te SPD-Generalsekretär Olaf

Scholz. »Es geht um die Zu-

stimmung für das Gesamt-

paket, nicht um einen Teppich-

handel.« 

Ob sich die Delegierten die-

sem Druck beugen werden, ist

fraglich. Denn mit sozialdemo-

kratischer Politik hat der Schrö-

der-Kurs nichts mehr zu tun.
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Wir machen 
weiter Druck

Immer mehr Menschen teilen

unsere Kritik am »Reformpa-

ket« des Bundeskanzlers.

Denn die Streichung des

Krankengeldes, Kürzungen

beim Arbeitslosengeld und

der Arbeitslosenhilfe sowie

die Lockerung des Kündi-

gungsschutzes führen nicht

zu mehr Wachstum und Be-

schäftigung. Ihr einziger Ef-

fekt: Sie entlasten die Unter-

nehmen und bürden alle Las-

ten den Arbeitnehmern auf. 

Reformen dürfen sich nicht

darauf beschränken, Arbeit-

nehmer zu schröpfen. Mut zur

Veränderung bedeutet, eine

Investitionsoffensive zu star-

ten, eine Erwerbstätigenversi-

cherung einzuführen und

Selbstständige und Beamte

an der Finanzierung der sozia-

len Sicherungssysteme zu be-

teiligen. Mut zur Veränderung

muss auch bedeuten, sich mit

den mächtigen Gruppen der

Gesellschaft anzulegen, bei-

spielsweise der Pharmaindus-

trie und der Ärzte-Lobby. 

Ja zu Reformen – Nein zum

Sozialabbau. Dafür machen

wir weiter Druck. Sowohl am

1. Mai als auch in den Wo-

chen danach. Dabei geht es

uns nicht um eine andere

Regierung. Uns geht es um

Reformen, die sozial und

gerecht sind. <

Klaus
Zwickel, 
Erster Vor-
sitzender
der IG 
Metall

Der Protest gegen den

Sozialabbau wächst.

Doch Gerhard Schröder

will an seinem Kurs

festhalten.

Mehrere SPD-Landesverbände

haben sich gegen die Kanzler-

Pläne  ausgesprochen. SPD-Ab-

geordnete wollen eine Mitglie-

derbefragung durchsetzen –

die Zahl der Parteiaustritte ist so

hoch wie lange nicht mehr.

Jetzt will der Bundeskanzler

die Partei auf einem Sonderpar-

teitag auf Kurs bringen.Es ist das

zweite Mal, dass Schröder die

Deshalb erwartet die IG Metall

deutliche Kurskorrekturen in

der Sozial- und Arbeitsmarkt-

politik. »Der Parteitag muss die

Weichen in Richtung mehr

soziale Gerechtigkeit, mehr

Wachstum und mehr Beschäf-

tigung stellen«, sagt IG Metall-

Vorsitzender Klaus Zwickel.<

Kommentar

Herr Kanzler

metallaktuell
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>Die IG Metall ruft ihre Mit-

glieder auf, am 1. Mai gegen

den geplanten Sozialabbau

zu demonstrieren

Protesttag 1. Mai 

Einspruch,
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>Die von der Bundesregie-

rung geplanten Kürzungen im

sozialen Bereich sind einseitig

und ungerecht.Wir alle wis-

sen, dass Reformen dringend

notwendig sind, sie sollten

aber sozial ausgewogen sein.

Es ist nicht akzeptabel, dass al-

leine Arbeitnehmer,Arbeitslo-

se und kranke Menschen die

Hauptlast der schmerzhaften

Einschnitte tragen sollen.

Lothar Hinter, Betriebsratsvor-

sitzender, Firma Friatec-Rhein-

hütte, Wiesbaden

>Lassen Sie bitte nicht zu,

dass wir unverschuldet ar-

beitslos gewordene Menschen

jetzt noch zusätzlich bestraft

werden sollen.

Carmen Madsack, Essen

>Für viele Menschen, gerade

in den neuen Bundesländern,

ist diese Politik der SPD-Regie-

rung schwer zu verstehen. Der

Großteil der Arbeitslosen wür-

de jede Arbeit annehmen,

wenn es Arbeitsplätze gäbe.

Ronald Lamarck, Harzgerode

>Als SPD-Mitglied seit »Willy

wählen« läßt sich als anständi-

ger Sozialdemokrat und Ge-

werkschafter der von der

Schröder-Regierung geplante

Sozialabbau nicht mehr nach-

vollziehen.Wenn die Arbeits-

losenhilfe mit der Sozialhilfe

verschmolzen werden sollte,

ist das Ende des Sozialstaats

manifestiert. Führt uns endlich

auf die Straße. Es ist mehr als

höchste Zeit für den Protest.

Paul Paternoga, Betriebsrat,

KHD Humboldt Wedag, Köln

>Hier helfen nur noch Mas-

senproteste. Natürlich bin ich

mit meiner Familie dabei.

Gerd Heubaum, Zittau

>Was soll eine Gesundheits-

reform, die den Kolleginnen

und Kollegen nur tiefer in die

Taschen greift. Immer höhere

Beiträge und immer weniger

Leistungen. Das ist Betrug an

den Versicherten. Sie setzen

den wirtschaftsliberalen Kurs

der Kohl-Regierung fort, stel-

len dem Kapital weitere Ge-

schenke in Aussicht und grei-

fen denen ins Portemonnaie,

die am wenigsten darin ha-

ben, den Arbeitslosen, Kran-

ken und Alten.

Kurt Retthofer, Betriebsratsvor-

sitzender, in einem Brief an

Bundeskanzler Schröder

>Nun ist es aber genug:

Lockerung des Kündigungs-

schutzes, Öffnung der Tarif-

verträge, Kürzung des Arbeits-

losengeldes. Jetzt müssen wir

mit den Gewerkschaften den

geplanten Machenschaften

den Kampf ansagen.

Helmut Engl, Betriebsratsvor-

sitzender, Firma Knürr, Arnstorf

>Das, was der arbeitenden

Bevölkerung, den Arbeitslosen

und Rentnern von der Bun-

desregierung aufgebürdet

werden soll, halten wir ganz

schlicht und einfach für einen

Skandal. Durch drastische Kür-

zungen bei der Arbeitslosen-

hilfe wird kein einziger Ar-

beitsplatz geschaffen. Positiv

ist die Haltung des Bundes-

kanzlers zum Irak-Krieg.

Elke und Günter Janz, Kißlegg

>Der Ausstieg aus der pa-

ritätischen Finanzierung der

Krankenversicherung ist der

Anfang vom Ende unseres So-

zialsystems. Ein Systemwech-

sel sollte mit den Gewerkschaf-

ten nicht zu machen sein.

Klaus D. Farin, Hattingen

>Bleiben Sie hart, lassen Sie

sich nicht unterkriegen. Nur

eine starke Gewerkschaft rettet

uns vor der Dummheit in Wirt-

schaft und Politik.

Frank Meyer, per E-Mail

>Kämpfen Sie für alle Arbeit-

nehmer und Arbeitslose, auch

in Sachen Kündigungsschutz.

Ich bin dabei.

Margrit Wietschke, Dessau

>DGB und IG Metall organisieren Protest- und Flugblattaktio-

nen, Stände auf Marktplätzen und in Fußgängerzonen.

>1. Mai: Demonstrationen, Kundgebungen und Veranstaltungen

in vielen Städten und Gemeinden. »Reformen ja, Sozialabbau

nein Danke« heißt es im DGB-Aufruf.

>Die IG Metall lädt ein, den Bundestagsabgeordneten die Mei-

nung zu sagen: www.igmetall.de/themen/reform/aktionen.html.

>12. bis 17. Mai: Aktionswoche der IG Metall und des DGB. In

Leipzig gibt es eine Aktion »Gesundheit und Arbeitslosigkeit«, in

Köln eine Konferenz »Neue Beschäftigung und Ausgrenzung«.

>17. Mai: Die Gewerkschaft Verdi demonstriert in Berlin für 

»Mutige Reformen statt Leistungsabbau«.

So geht es weiter

Protest: Wir
sind dabei
Die Aktionen der IG Metall stoßen auf

große Resonanz: Jeden Tag treffen in der

Redaktion eine Menge Unterschriften-

listen und Leserbriefe ein. Ihr Tenor: 

Sozialabbau schafft keine Arbeitsplätze.
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>Arbeitslose: Absturz
auf Sozialhilfeniveau
Arbeitslosen droht nach

Schröders Reform der Sturz in

die Armut. Denn Arbeitslosen-

geld soll es nur noch maximal

zwölf Monate, ab dem 55. Le-

bensjahr 18 Monate geben

(siehe Schaubild). Danach gibt

es nur noch das sogenannte

»Arbeitslosengeld II«, ein Al-

mosen auf Sozialhilfeniveau.

Wer über 50 ist und arbeitslos

wird, kann bis zu 12300 Euro

verlieren.

Wenn der Bundeskanzler

sagt, Kürzungen seien nötig,

um Arbeitslosen einen Anreiz

zu geben, eine neue Stelle zu

suchen, dann ist das angesichts

von 4,7 Millionen offiziell re-

gistrierten Arbeitslosen und

sieben Millionen Arbeitssu-

chenden zynisch. Denn ange-

boten werden nur wenige hun-

derttausend Arbeitsplätze.

Die IG Metall sagt:

>Ja zu Reformen, aber nicht

zu Lasten der Arbeitslosen.

>Nein zu Kürzungen beim

Arbeitslosengeld.

>Ja zu einem Arbeitslosen-

geld II, das hilft, den Lebens-

standard zu sichern und min-

destens so hoch ist wie die

bisherige Arbeitslosenhilfe.<

>Hände weg vom 
Kündigungsschutz
Der Kündigungsschutz in

Kleinbetrieben darf nicht ge-

lockert werden. Die IG Metall

lehnt alle Vorschläge ab, die die-

ses Schutzgesetz unterlaufen.

Auch den Plan, Kleinbetrieben

die unbegrenzte Einstellung

von befristet Beschäftigten zu

ermöglichen.

Die IG Metall sagt 

>Ja zu der Absicht, den An-

spruch auf Abfindungen ge-

setzlich zu regeln. Das könnte

Arbeitnehmern die Entschei-

dung zwischen Klage auf Wei-

terbeschäftigung oder Abfin-

dung erleichtern.

>Nein zu den Plänen, die So-

zialauswahl bei betriebsbe-

dingten Kündigungen einzu-

schränken. Danach gäbe es bei

Entlassungen nur noch drei

Kriterien: Betriebszugehörig-

keit,Alter, Unterhaltspflichten.

Aber manche Menschen sind

zum Beispiel gesundheitlich

beeinträchtigt. Die IG Metall

fordert deshalb eine Klausel

für besondere Härtefälle.<

Über drei Milliarden Euro will

die Bundesregierung jährlich

auf Kosten von Arbeitslosen

sparen, 21 Milliarden Euro in

der Krankenversicherung – das

meiste zu Lasten von Arbeit-

nehmern und Kranken. Des

Kanzlers »Mut zur Verände-

rung« ist eine Zumutung. 

>Krankengeld: 
Ungerecht finanziert
Die Bundesregierung plant

den Systemwechsel. Das Kran-

kengeld soll nicht mehr pa-

ritätisch, also je zur Hälfte von

Arbeitgebern und Arbeitneh-

mern, finanziert werden, son-

dern nur noch von den Be-

schäftigten. Für Arbeiter und

Angestellte heißt das: Sie müs-

sen knapp vier Milliarden Euro

zusätzlich aufwenden. Für den

Einzelnen sind das locker 20

Euro zusätzlich jeden Monat.

Dies wäre ein nächster

Schritt zum Ausstieg aus der

paritätischen Finanzierung der

gesetzlichen Krankenversiche-

rung. Schon jetzt müssen Pati-

enten 2,4 Milliarden Euro allein

bei Medikamenten und Kran-

kenhausaufenthalten zuzahlen.

Das Gesundheitsministerium

plant weitere Eigenbeteiligun-

gen. So sollen Sehbehinderte zu

Brillen mehr beisteuern oder

Kranke,die gleich zum Facharzt

gehen, 15 Euro »Praxisgebühr«

entrichten. Wenn diese Pläne

durchgehen, dann ist es nur ei-

ne Frage der Zeit, bis auch die

Lohnfortzahlung bei Krankheit

»privatisiert« wird.

Die IG Metall sagt:

>Ja zu einer Reform des Ge-

sundheitssystems, zum Bei-

spiel durch eine Positivliste

für Medikamente und die

Herausnahme versicherungs-

fremder Leistungen.

>Nein zu einer weiteren 

Belastung der Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer und

zur einseitigen Entlastung der

Arbeitgeber.<
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Arbeitslosengeld: Hohe Verluste

Quelle: IG Metall *abhängig von der Anzahl der Beitragsmonate

ab 45 Jahre

ab 47 Jahre

ab 52 Jahre

ab 55 Jahre

ab 57 Jahre

Alter Anspruchsdauer 
in Monaten heute*

Anspruchsdauer 
in Monate geplant

Verlust in Euro
(gerundet)

maximal 18 

maximal 22 

maximal 26 

maximal 26 

maximal 32 

12  

12 

12 

18 

18 

4300 bis 5300

7200 bis 8800

10000 bis 12300

7000

12300



metallaktuell-April 2003

,Ja zu mehr Investitionen
Wir brauchen eine Investitionsoffensive. Einen ersten Schritt in diese Richtung hat der Bundeskanzler angekündigt. Das muss im zweiten

Schritt auf eine breitere Basis gestellt werden. 

,Nein zum Sozialabbau
Noch mehr Zuzahlungen im Gesundheitswesen, die Streichung des Krankengeldes und Kürzungen beim Arbeitslosengeld und der

Arbeitslosenhilfe sind für uns nicht akzeptabel. 

,Ja zu mehr Ausbildungsplätzen
Wir brauchen eine wirkungsvolle Ausbildungsplatzgarantie. Die Arbeitgeber müssen allen jungen Menschen einen Ausbildungsplatz

anbieten. Erfüllen sie diese Zusage wieder nicht, muss die vom Kanzler angekündigte gesetzliche Regelung zur Finanzierung von Aus-

bildungsplätzen kommen. 

,Nein zu weniger Kündigungsschutz
Von der IG Metall gibt es kein Ja zur Verschlechterung des Kündigungsschutzes.

,Nein zu Angriffen auf die Tarifautonomie
Gesetzliche Tariföffnungsklauseln sind überflüssig. Wir sagen Ja zu betrieblichen Bündnissen der Tarifvertragsparteien. Mit uns gibt es aber

keine Verlagerung der Tarifverhandlungen in die Betriebe.  

,Ja, ich unterstütze die Forderungen der IG Metall:

Name Wohnort Unterschrift

,Unterschriftenliste bitte zurücksenden an: Die Verwaltungsstellen der IG Metall oder die metall-Redaktion


